| Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7961.) Geſetz, betreffend die Verwendung der der Staatskaſſe im Jahre 1872, auf Zoll⸗ 
und Steuerkredite zufließenden einmaligen Einnahmen. Vom 15. Fe⸗ 


bruar 1872. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


§. 1. | 
Die durch das Geſetz vom 10. März 1870., betreffend Abänderungen 

des Geſetzes vom 17. Februar 1868. über die Aufnahme einer Anleihe von 
40 Millionen Thaler zu Bedürfniſſen der Eiſenbahnverwaltung (Geſetz⸗Samml. 
S. 250.), ertheilte Ermächtigung zur Ausgabe von Verſchreibungen der fon. 
ſolidirten Anleihe (Geſetz vom 19. Dezember 1869., Geſetz-Samml. S. 1197.) 
im Betrage von 20 Millionen Thaler wird in Höhe einer Summe von neun 
Millionen Thaler außer Kraft geſetzt. | 


$. 2. 

Die Ausgaben, zu deren Deckung dieſer Betrag der aufzunehmenden An⸗ 
leihe beſtimmt war, find in Höhe von neun Millionen Thaler aus den ein- 
maligen Einnahmen zu beſtreiten, welche der Staatskaſſe dadurch zufließen, daß 
vom 1. Januar 1872, ab die Kreditirung von Eingangs- und Ausgangsabgaben, 
von Salzſteuer, von Rübenzuckerſteuer und Branntweinſteuer für Rehe des 


Deutſchen Reichs ſtattfindet. 
$. 3. 

Der Reſtbetrag dieſer einmaligen Einnahmen (§. 2.) iſt zur Ablöſung 
ſolcher den Staatshaushalts⸗Etat belaſtenden Paſſivrenten und anderen Verpflich⸗ 
löslich 5 welche zum zwanzigfachen Betrage ihres Geldwerthes ab- 
öslich ſind. 
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Ausgegeben zu Berlin den 1. März 1872. 
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9 $. 4. a 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Ueber dieſelbe iſt dem Landtage bei ſeinem nächſten Zuſammentritt Rechenſchaft 
abzulegen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 15. Februar 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 7962.) Geſetz, betreffend die Abänderung beziehungsweiſe anderweite Feſtſtellung einiger 
Wahlbezirke für das Haus der Abgeordneten. Vom 15. Februar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
§. 1. 

Die durch Artikel 2. und Anlage der Verordnung vom 14. September 
1867. (GeſetzSamml. S. 1482.) dem fünften Wahlbezirke des Regierungsbezirks 
Kaſſel für die Wahlen zum Haufe der Abgeordneten zugetheilte Ortſchaft Kauls⸗ 
dorf wird von dieſem Wahlbezirke abgetrennt und dem fünften Wahlbezirke des 
Regierungsbezirks Erfurt zugeſchlagen. 

$. 2. i 

Für die Provinz Schleswig⸗Holſtein werden die Wahlbezirke, die Wahl⸗ 
orte und die Zahl der in jedem Bezirke zu wählenden Abgeordneten, unter Ab⸗ 
änderung der Anlage sub IV. zum Artikel 2. der Verordnung vom 14. Sep⸗ 
tember 1867., nach Inhalt des anliegenden Verzeichniſſes anderweit feſtgeſtellt. 


$. 3. 
% Das Suan Geſetz tritt bei der erſten nach deſſen Verkündigung 
ſtattfindenden Neuwahl des Hauſes der Abgeordneten in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. Februar 1872. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


Ver⸗ 
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verzeichniß 


der Wahlbezirke, Wahlorte und der in den einzelnen Bezirken zu waͤh— 
lenden Anzahl von Abgeordneten. 


M 8 8 
— Beſtandtheile des Wahlbezirks. Wahlort. 38 2 
bezirks. Ei 28 
IV. Schleswig- Holfein. 
1. sr en . Hadersleben, 1 
reis Apenrade a 
2. E Soil Gravenftein| 1 
/// — Flensburg] 1 
Z6ʒ „ , p ee ann nee Tondern 1 
C 
ea ait „ Huſum 1 
vom Kreiſe Schleswig die Stadt Friedrichstadt 

6.] Kreis Schleswig mit Ausſchluß der Stadt Friedrichſtadt Schleswig | 1 
\ Kees ene e. e SATTE INN Eckernförde! 1 
n FRSDANE,, Altona 1 
en ness „ Pinneberg] 1 
10, | Kreis Steinbugg nnn e e Itzehoe | 1 
11. | Kreis Süderdithmarſche nn Mehldorf | 1 
12, | Kreis Norderdithmarſche nnn Heide 1 
JJ ccc ccc Rendsburg] 1 
c A Kiel 1 
Kees Segese ggg „„ Segeberg | 1 
r ET IE | MWandöbel | 1 
e 210 er rt Preetz 1 
e nen ese anne Oldenburg | 1 
18 
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(Nr. 7963.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Abgaben von Geſindebüchern. Vom 
21. Februar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen für den Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen 
Lande, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


8. 1. 


Die vom 1. März 1872. ab zur amtlichen Ausfertigung gelangenden 
Geſindedienſtbücher müſſen nach einem im ganzen Umfange der Monarchie gleich- 
mäßig zur Anwendung kommenden, von dem Minifter des Innern vorzuſchreiben⸗ 
den Muſter gedruckt und eingerichtet ſein. Wer die Ausfertigung eines Geſinde⸗ 
buches verlangt, hat das dazu zu verwendende Formular zu beſchaffen und der 
au feng eder Behörde vorzulegen. 

ie Herſtellung und der Verkauf dieſer Formulare unterliegt nur den 
allgemeinen gewerbeſteuerlichen und gewerbepolizeilichen Vorſchriften. 


8. 2. 


Jedes vom 1. März 1872. ab in Preußen amtlich ausgefertigte Geſinde⸗ 
dienſtbuch kann im ganzen Umfange der Monarchie zur Eintragung von Dienſt⸗ 
zeugniſſen gebraucht werden. x 

In wie weit die vor dem bezeichneten Tage ausgefertigten Geſindedienſt⸗ 
bücher fernerhin auch außerhalb des Geltungsbereiches derjenigen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, auf Grund deren ſie ausgefertigt ſind, zur Eintragung von Dienſtzeug⸗ 
niſſen gebraucht werden können, hat der Miniſter des Innern zu beſtimmen. 


$. 3. 


Vom 1. März 1872. ab werden die beſtehenden Stempelabgaben von 
Geſindedienſtbüchern und Geſinde⸗Entlaſſungsſcheinen aufgehoben und dürfen 
weder Gebühren noch ſonſtige Abgaben für die Ausfertigung, Vorzeigung und 
Viſtrung der Geſindedienſtbücher oder für die Beglaubigung der Dienftzeugniffe 
in denſelben erhoben werden. 

Von demſelben Zeitpunkte ab wird der geſetzliche Preis der zu den See 
fahrtsbüchern zu verwendenden Formulare von 12 Sgr. 6 Pf. auf 2 Sgr. 6 Pf. 
für das Exemplar ermäßigt. . 


§. 4. | 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehende Vorſchriften, insbeſondere der $. 2. 
der Verordnung vom 29. September 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 467.) und die 
Poſition „Geſinde-Entlaſſungsſcheine“ im Tarife zum Stempelgeſetze vom 7. März 
1822. (Geſetz-Samml. S. 80.) treten vom 1. März 1872. ab außer Kraft. 
i §. 5 


3 


$. 5. = | 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen find mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. | 


„ Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. Februar 1872. 


d. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 7964.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen der Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Lübbenau über Kamenz nach Radeberg. Vom 14. Dezember 1871. 


Da Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Majeſtät 
der König von Sachſen, von dem Wunſche geleitet, die zwiſchen den Staats. 
gebieten von Preußen und Sachſen beſtehenden Eiſenbahnverbindungen zu erwei⸗ 
tern, haben zum Zwecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevoll— 
mächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung Julius 
Alexander Theodor Weishaupt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan; 


Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am Königlich Preußiſchen Hofe, Geheimen Rath 

Hans v. Könneritz, 

welche, nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befun— 
denen Vollmachten, unter Vorbehalt der Ratifikation, über folgende Punkte über⸗ 

eingekommen ſind. > 

Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung ver- 
pflichten ſich, a ausdrücklicher Aufhebung des zwichen ihnen le der Her⸗ 
ellung einer Eiſenbahn von Radeberg über Kamenz nach Cottbus beziehungsweiſe 
Spremberg am 15. Auguſt 1868. abgeſchloſſenen, jedoch bisher nicht zur Aus⸗ 
führung gelangten Vertrages, hierdurch gegenſeitig, eine Eiſenbahn von Radeberg 
(Nr. 7963—7964.) über 


— 102 5 


über Kamenz nach Lübbenau zuzulaſſen und die Vollendung des Baues nebſt der 
Eröffnung des Betriebes derſelben bis Ende 1873. herbeizuführen. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung, welche den Bau der Eiſenbahn von 
Radeberg bis Kamenz bereits vollendet hat, verpflichtet ſich, auch den weiteren 
innerhalb des Königreichs Sachſen liegenden Theil der Bahn für unmittelbare 
Rechnung der Staatskaſſe ausführen zu laſſen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung hat der in Berlin domizilirenden 
Berlin-Görliger Eiſenbahngeſellſchaft unter dem 9. Oktober d. J. die Konzeſſion 
1210 Bau des innerhalb des Königreichs Preußen liegenden Theiles der Bahn 
ertheilt. 


Artikel 2. 
Der Punkt, wo die Landesgrenze von der Bahn überſchritten werden ſoll, 
wird nöthigenfalls durch deshalb beiderſeitig abzuordnende techniſche Kommiſſarien 
näher beſtimmt werden. a \ 


Artikel 3. 


Beide Hohe kontrahirenden Regierungen erachten es den Verkehrsintereſſen 
für entſprechend, daß der Betrieb von der Landesgrenze bis Kamenz und auf der 
Strecke von der Landesgrenze bis Lübbenau ein und derſelben Verwaltung über⸗ 
tragen werde. Die Königlich Sächſiſche Regierung behält ſich daher vor, mit 
der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft wegen Vereinbarung eines entſprechenden 
Betriebs⸗Ueberlaſſungsvertrages Verhandlungen führen zu laſſen und wird die 
Königlich Preußiſche Regierung von dem Ergebniſſe, welches geeigneten Falles 
auch die Frage der Beſteuerung des Betriebes auf der im Königlich Sächſiſchen 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke zu umfaſſen hat, binnen Jahresfriſt in Kennt⸗ 
niß ſetzen. 

Für den Fall, daß durch die bezüglichen Verhandlungen binnen der ge⸗ 
dachten Friſt kein Abkommen erzielt werden ſollte, welches von den beiderſeitigen 
Regierungen zur Ertheilung der einer jeden von Ihnen hierdurch vorbehaltenen 
Genehmigung geeignet befunden würde, ſind beide vertragſchließende Regierungen 
ſchon jetzt darüber einverſtanden, daß alsdann die Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gehalten ſein ſoll, auch den Betrieb auf der Strecke von der Grenze 
bis Kamenz mit zu übernehmen. Beide Regierungen werden ſich in dieſem Falle 
über die betreffenden näheren Bedingungen verſtändigen. 


Artikel 4. 
Die Spurweite der Bahn ſoll in Uebereinſtimmung mit den anſchließenden 
Bahnen überall gleichmäßig vier Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen 
Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 


Artikel 5. 


Man iſt darüber einverſtanden, daß in beiden Staatsgebieten bei Inangriff⸗ 
nahme des Baues ſogleich das für die Anlegung von zwei Geleiſen erforderliche 
Grundeigenthum zu erwerben und zur Verfügung bereit zu halten iſt. Vorläufig 
ſoll die Bahn jedoch nur eingeleiſig hergeſtellt werden. Bei dem Eintritte A 

1 
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Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen fi wegen der Herſtellung des 
zweiten Geleiſes verſtändigen und Koll alsdann die in Preußen konzeſſtonirte Ge⸗ 
ſellſchaft verpflichtet ſein, auf Anfordern der Preußiſchen Regierung innerhalb 
e zu beſtimmenden Friſt auf der Preußiſchen Strecke das zweite Geleis 
zu legen. 

Artikel 6. 


Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs. 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung 
zugelaſſen werden. 

Artikel 7. 


Beide Hohe Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß bei Feſtſtellun 
der Fahrpläne. und Tarife für die in den beiderfeitigen e 2 8 
Strecken des hier in Rede ſtehenden Unternehmens nach einheitlichen Grundſätzen 
verfahren werden ſoll. - 

Zwiſchen Lübbenau und Radeberg follen in jeder Richtung täglich minde- 
ſtens drei, Perſonenverkehr vermittelnde, durchgehende Züge abgelaſſen werden, 
von denen zwei jedenfalls in Radeberg unmittelbaren Anſchluß an die Züge von 
und nach Dresden und in Lübbenau an die Züge von und nach Berlin gewähren. 

Bei Feſtſtellung der Tarife ſoll auf möglichſt niedrige Beförderungspreiſe, 
ſowohl für Perſonen als für Güter, Bedacht genommen werden. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung wird für den Verkehr nach und aus 
Preußen die Bahnſtrecke Dresden⸗Radeberg⸗Kamenz beziehungsweiſe Landesgrenze 
in Tariffragen als ein einheitliches Unternehmen behandeln und auf dieſer Strecke 
keine höheren Einheitsſätze pro Zentner und Meile erheben, als nach dem jeweiligen 
Tarife auf der Sächſiſch⸗Schleſiſchen Staatsbahn zur Erhebung kommen, es ſei 
denn, daß auf der im Königreich Preußen liegenden Strecke höhere Transport⸗ 
ſätze erhoben werden ſollten, für welchen Fall auch auf der im Königreich Sachſen 
liegenden Strecke gleich hohe Sätze zur Erhebung gelangen können. 

In gleicher Weiſe ſoll die Berlin-Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft auf der 
Strecke Lübbenau ⸗Kamenz beziehungsweiſe Landesgrenze für den Verkehr von 
und nach Sachſen keine höheren Einheitsſätze pro Zentner und Meile erheben, 
als nach dem jeweiligen Tarife auf der Berlin-Goͤrlitzer Stammbahn zur Er 
hebung kommen, ſofern nicht auf der in Sachſen liegenden Strecke der Bahn 
Lübbenau⸗Dresden von der Sächſiſchen Bahnverwaltung höhere Transportſätze 
erhoben werden, für welchen Fall auch auf der Strecke Lübbenau⸗Kamenz bezie⸗ 
hungsweiſe Landesgrenze gleich hohe Sätze zur Erhebung gelangen können. 

Im Uebrigen ſteht die Feſtſtellung der Fahrten, Fahrzeiten und Transport⸗ 
preiſe für den Lo kal verkehr von Radeberg bis Kamenz der Königlich Sächſiſchen 
und für den Lokalverkehr von Lübbenau bis Kamenz der Königlich Preußiſchen 

egierung allein zu. 
Artikel 8. 


Unterthanen der einen Regierung, welche bei dem Betriebe in dem Gebiete 
der anderen Regierung angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unter, 
thanenverbande ihres Heimathlandes. 

Cr. 7964.) N Die 
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Die Betriebsbeamten ſind rückſichtlich der 1 0 der kompetenten Auf⸗ 
ſichtsbehörde, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in 
welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. b 

Artikel 9. a 


Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden ſobald als möglich, 
ſpäteſtens aber binnen ſechs Wochen, in Berlin bewirkt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtig⸗ 
ten unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen Berlin, den 14. Dezember 1871. 
(L. S.) Julius Alexander Theodor Weishaupt. 
(L. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 
(L. S.) Hans v. Könneritz. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifika⸗ 
tions⸗Urkunden bewirkt worden. 1 


Redigirt im Büreau des Staats Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


